oie STATISTEN

Schonen guten Tag,

wir sind die Wahlervereinigung ,,Die Stadtisten e. V.“ und seit 2014 im Stuttgarter Gemeinderat
vertreten. Auch wir blicken mit Spannung auf die kommende Landtagswahl. In diesem Zuge haben
wir einen Fragenkatalog erstellt, der fUr uns wichtige Themen aufgreift, die das Leben in der
Kommune betreffen und in einem unmittelbaren Zusammenhang mit landespolitischen
Entscheidungen stehen.

Wir wirden uns sehr Uber lhre Beantwortung dieser Fragen freuen, um sie im Anschluss auf
unseren Social-Media Kanalen zu verdffentlichen.

Mit GriBen aus der Landeshauptstadt

der Vorstand der Stadtisten

Wirtschaft

1. In welchen Wirtschaftszweigen sehen Sie das groBte Entwicklungspotenzial fur die
Wohlstandssicherung des Standorts Baden-Wurttemberg?

Wir sehen das grof3te Entwicklungspotenzial in den Wirtschaftszweigen, in denen
Baden-Wirttemberg bereits heute international stark ist und die zugleich auf wachsende
Zukunftsmarkte ausgerichtet sind. Dazu zahlen insbesondere industrielle Kunstliche Intelligenz,
Software und Robotik als zentrale Treiber moderner Produktion. Wertschdpfung entsteht zunehmend
durch datenbasierte Geschaftsmodelle, intelligente Produktionsprozesse und vernetzte Systeme.
Gleichzeitig setzen wir auf GreenTech als Wachstums- und Modernisierungsmotor. Energieeffizienz,
erneuerbare Energien, Wasserstofftechnologien, Kreislaufwirtschaft und ressourcenschonende
Produktionsverfahren sichern Wetthewerbsfahigkeit, senken Kosten und erschlieen neue
Exportmarkte. Ein weiterer Schwerpunkt liegt auf der Transformation der Automobil- und
Zulieferindustrie sowie des Maschinenbaus. Wir starken diese Schliisselindustrien durch Innovation,
Qualifizierung und neue Wertschépfungsketten, damit industrielle Arbeitsplatze im Land erhalten und
weiterentwickelt werden. Erganzend sehen wir grof3es Potenzial in der Gesundheitswirtschaft und
den Life Sciences sowie in Deep-Tech-Feldern mit langen Innovationszyklen, etwa in der
Quantenforschung, der Biotechnologie und der Wasserstoffwirtschaft. Diese Bereiche verbinden
wirtschaftliche Starke mit gesellschaftlichem Nutzen und tragen langfristig zur Wohlstandssicherung
bei.

2. Die Metropolregion Stuttgart gehdrt mit dem Cyber Valley (Kooperation zwischen Stuttgart
und Tubingen) und dem IPAI in Heilbronn bundesweit zu den leistungsstarksten Zentren
modernster technologischer Entwicklungen. Wie wollen Sie die Synergien dieser
zukunftsweisenden Potenziale konkret fordern?

Wir férdern die Synergien zwischen Cyber Valley und IPAI, indem wir Forschungsexzellenz
systematisch mit industrieller Anwendung und wirtschaftlicher Skalierung verbinden. Das Cyber
Valley steht fur internationale Spitzenforschung in der Kiinstlichen Intelligenz, das IPAI fir praxisnahe
Umsetzung und Transfer in die Wirtschaft. Wir verkniipfen diese Starken gezielt und schaffen
dauerhafte Kooperationsstrukturen mit Unternehmen, Start-ups und dem Mittelstand in der
Metropolregion Stuttgart und dariiber hinaus. Unser Fokus liegt darauf, Kl schneller aus den Laboren
in marktfahige Produkte, Prozesse und Dienstleistungen zu bringen. Daflr bauen wir
Transferstrukturen aus, starken Reallabore und InnovationsrAume und erleichtern Unternehmen den
Zugang zu Forschung, Daten und Testumgebungen. Gleichzeitig verbessern wir die
Rahmenbedingungen fur Griindungen und Wachstum, etwa durch besseren Zugang zu Risikokapital
und verlassliche rechtliche Leitplanken beim Einsatz von KI. Mit einer klaren Technologiestrategie
und gezielten Foérderinstrumenten sorgen wir dafiir, dass Cyber Valley und IPAI gemeinsam zu
einem starken Innovations- und Wachstumsmotor werden, der Produktivitat steigert, neue
Arbeitsplatze schafft und die Wettbewerbsfahigkeit des Standorts Baden-Wirttemberg langfristig
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Verwaltung und Birokratie

1. Burokratieabbau und Digitalisierung: Wie werden Sie Kommunen technisch und finanziell
S0 ausstatten, dass eine Vernetzung mit der Landesebene moglich wird? Beabsichtigen
Sie, ein Landesgesetz fur einheitliche IT-Standards zu verabschieden?

Wir setzen uns dafur ein, dass die Idee eines EU-Stacks, der im Bund in einem Deutschland-Stack
mundet, zu einheitlichen IT-Standards im Sinne eines Baukastenprinzips fuhrt. Bis dahin wollen wir
die Verwaltungsdigitalisierung proaktiv und mit den bekannten EU- und Deutschlandstandards
kompatibel vorantreiben. Dazu gehért selbstverstandlich auch eine verlassliche finanzielle
Ausstattung der Kommunen.

Unser Ziel ist es, das mondernste, digitalste und wirkungsorientierteste Bundesland Deutschlands zu
sein. Deshalb machen wir die Digitalisierung zur Chefsache und siedeln sie, ebenso wie den
Birokratieabbau und die Modernisierung des Staates, im Staatsministerium an.

2. Welche MaBnahmen planen Sie angesichts sinkender Steuereinnahmen, um Kommunen
finanziell zu entlasten/unterstutzen?

Das Land ist den Kommunen in BW ein starker Partner. Angesichts der immensen finanziellen
Herausforderungen vieler Kommunen haben wir aus dem Sondervermédgen des Bundes ein
milliardenschweres Hilfspaket geschnirt, das wir unkompliziert zur Verfiigung stellen. Kein anderes
Bundesland reicht einen so hohen Anteil des Sondervermdgens an seine Kommunen weiter: 8,7 Mrd.
€.

Wir unterstiitzen die Kommunen zudem mit Landesgeldern: Im aktuellen Doppelhaushalt haben wir
den kommunalen Finanzausgleich um 550 Mio. € erhéht und Gibernehmen bis 2030 im Schnitt 68%
der Betriebskosten bei der Ganztagsbetreuung. Fir die Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes und
des Inklusionsausgleichsgesetzes unterstitzen wir die Kommunen einmalig mit rund 175 Mio. €, bei
den Schulbegleitungen an SBBZen mit 47 Mio. €.

Klar ist aber: Wir miissen an die Strukturen ran. Wir setzen uns dafir ein, den Katalog der
Pflichtaufgaben gemeinsam mit den Kommunen systematisch zu Uberprifen. Zudem wollen wir den
finanziellen Spielraum der Kommunen mit Instrumenten wie nachrangig riickzahlbaren Darlehen
erweitern.

Langfristig geht es nicht ohne eine dauerhafte Starkung des Engagements des Bundes: Er muss die
dringend notwendige Reformagenda zur Staatsmodernisierung umsetzen. Klar ist zudem: Wenn der
Bund Gesetze mit finanziellen Folgen fir die Kommunen beschliel3t, muss er auch die
entsprechenden Gelder bereitstellen. Wir unterstiitzen zudem die Forderung der Kommunen nach
einer Erhéhung des Gemeindeanteils an der Umsatzsteuer.
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Verkehr / OPNV

1. Mobilitatsgarantie (in Ballungsgebieten 15-Minuten-Takt, in landlichen Raumen 30
Minuten) klingt gut, aber wer finanziert die massiven Betriebskosten, wenn die Kommunen
schon jetzt am Limit sind?

Ein moderner Bus- und Bahnverkehr macht den Um- und Einstieg leicht: Dichte Takte, zunehmend
barrierefreie und komfortable Haltestellen, Bahnhofe und Fahrzeuge sowie einfache Tarife sorgen fir
ein neues Mobilitatserlebnis. So wird Bus- und Bahnfahren zur echten Alternative - nicht nur in den
Stadten.

Mit dem Mobilitatspass hat die griin-gefuihrte Landesregierung den Kommunen und Stadten ein
Finanzierungsinstrument flir mehr Bus- und Bahnverkehr sowie Tarifverbesserungen wie
Sozialtickets an die Hand gegeben. Das werden wir weiter ausbauen. Der Mobilitatspass gibt den
Kommunen die Méglichkeit, zuséatzliche Einnahmen fur den Ausbau von Bus und Bahn zu
generieren. Vereinfacht gesagt: Wenn eine Stadt oder Region den Mobilitatspass einfuhrt, kann sie
eine Abgabe erheben, die direkt in besseren offentlichen Personennahverkehr fliel3t. Daher
ermoglicht der Mobilitdtspass den Kommunen eine faire Finanzierung des Angebots und starkt den
Ausbau insbesondere in landlichen Raumen. Mit den Einnahmen kann der OPNV auch in Zeiten
knapper offentlicher Haushalte stabilisiert und ausgebaut werden. Nun unterstiitzen wir die
Einfihrung des Mobilitatspasses mit aller Kraft. Die Stadte und Landkreise Baden-Wirttembergs
bringen unterschiedlichste Voraussetzungen mit. Deshalb entwickeln wir den Mobilitatspass
gemeinsam mit ihnen weiter, damit alle eine fir die 6rtlichen Begebenheiten passende Variante
wahlen kénnen — und so der 6ffentliche Verkehr im ganzen Land gezielt gestarkt werden kann.

2. Unterstutzen Sie eine Reform des LandesstraBengesetzes, die den Vorrang der
Schulwegsicherheit vor der ,Leichtigkeit des Autoverkehrs“ rechtlich verbindlich
vorschreibt?

Das LandesstraRengesetz dient der Bereitstellung der dffentlichen Stral3en zur Erméglichung einer
an den Bedurfnissen aller Mobilitatsgruppen ausgerichteten Nutzung des Verkehrsraums. Es soll zur
Entwicklung einer leistungsfahigen, nachhaltigen und klimafreundlichen Mobilitat beitragen und dabei
die veranderten Mobilitats- und Raumanspriche fiur die unterschiedlichen Verkehrsarten im
offentlichen StralRenraum beriicksichtigen und ein hohes Maf3 an Verkehrssicherheit gewahrleisten.
Mit dem Programm "MOVERS — Aktiv zur Schule" bundelt das Land Baden-Wiurttemberg
Mafnahmen fur sichere und aktiv zurtickgelegte Schulwege. Wir werden das interministerielle
Landesprogramm fortsetzen. Es berat Schulen und Kommunen bei der Planung und Umsetzung von
verschiedenen Bausteinen, die Kindern und Jugendlichen eine sichere und selbstaktive Mobilitat
ermoglichen.

Dies gelingt auf sicheren Schulwegen, ergénzt durch Schulstraen und Schulzonen. Burokratische,
aufwandige Verfahren bei der Einrichtung von SchulstralRen oder bei anderen MalRnahmen wollen wir
im Sinne einer lebenswerten Stadt reduzieren und vereinfachen. Dazu werden wir die Schultrager
dabei unterstiitzen, schrittweise die Standorte auf ihre Eignung zu priifen. Das Ministerium fr
Verkehr hat hierzu Ende Januar 2026 die vorbildliche Handreichung "Schulstraf3en und Schulzonen
in Baden-Wirttemberg erfolgreich umsetzen" veréffentlicht.
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Kultur

1. Schutzschirm fur Kommunen: Kultur ist eine freiwillige Aufgabe — wie wollen Sie die
Kommunen in diesem Bereich angesichts leerer Kassen finanziell unterstutzen?

Kultur ist Teil der Menschlichkeit und essenziell fir unser Zusammenleben, fiir unsere Freiheit, fur
unsere liberale Demokratie.

Wir GRUNE sorgen daher dafiir, dass das Land ein verlasslicher Partner der Kunst und Kultur im
Land bleibt. Das griin-gefuihrte Kunstministerium halt den Landesanteil selbst dort stabil, wo
Kommunen aktuell ihren Kofinanzierungsanteil kiirzen.

Mehr als 300 Einrichtungen in Baden-Wirttemberg werden von Land und Kommunen gemeinsam
gefordert. Die gemeinsame Finanzierung unterliegt dabei unterschiedlichen Vereinbarungen. Den
Landesanteil trotzdem stabil zu halten, ist ein Kraftakt.

Um unsere Kulturorte langfristig zu erhalten und diese als bedeutende ,Dritte Orte* der Gesellschaft
zu starken, brauchen wir eine Sanierungsoffensive fur Kunst- und Kulturbauten.

Die kommunalen Haushalte entlasten wir dartber hinaus beispielsweise tiber den héchsten Anteil
des Sondervermégens aller Bundeslander, den wir den Kommunen tberlassen. In der kommenden
Legislaturperiode ist es eine der dringlichsten Aufgaben, die Kommunen nun auch dauerhaft zu
entlasten.

2. Stehen Sie hinter den gefassten Beschlissen seitens Land und der Stadt Stuttgart
hinsichtlich der Sanierung der Wlrttembergischen Staatstheater samt Interimsbau? Falls
nicht: Welche Alternativen bieten Sie an?

Ja, wir stehen selbstverstandlich hinter den von uns gefassten Beschliissen.
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Soziales und Bildung

1. Wie wollen Sie dem Fachkraftemangel in Bildung und Betreuung (von Kita bis Schulende)
begegnen, ohne die Qualitat zu senken?

Der Fachkraftemangel in Kitas und Schulen ist vor allem ein Strukturproblem. Viele qualifizierte
Fachkrafte verlassen den Beruf oder reduzieren ihre Arbeitszeit wegen dauerhaft tiberlastender
Arbeitsbedingungen. Qualitat sichern heil3t deshalb: Fachkrafte halten, entlasten und binden.

In der frihkindlichen Bildung kdnnen MaRnahmen wie PiA-Ausbildung und Direkteinstieg Kita
Engpasse abfedern. Gleichzeitig braucht es strukturelle Verbesserungen, wie z.B.:

- Faire Vergutung fur Auszubildende und Zusatzkréafte sowie moderne Ausbildungscurricula

- Kindbezogener Fachkraft-Kind-Schlissel, ausreichend Vor- und Nachbereitungszeiten, verlasslich
finanzierte Leitungszeit und starke Stellvertretungen

- Multiprofessionelle Teams fiir Sprachbildung, Sozialarbeit, Inklusion und zusatzliche Verwaltungs-
und Hauswirtschaftskrafte

Auch an Schulen ist Entlastung der Schlussel:

- Mehr Studienplatze und integrierte Bachelor-Studiengange

- Steigerung der Attraktivitat des Berufs, z.B. gerechte Bezahlung, Lebensarbeitszeitkonto,
Onboarding-Tandems fir Berufseinstieg

- Starkung multiprofessioneller Teams

- Entlastung durch Modelle wie Lehrwerkstétten oder Praxissequenzen in der Ausbildung

- Entlastungen fur Schulleitungen durch Birokratieabbau, praxistaugliche
Vorlagen,Verwaltungsassistenzen

Unser Ziel ist es, nicht die Standards zu senken, sondern Rahmenbedingungen zu schaffen, in
denen Fachkréafte aerne und aesund arbeiten kénnen. mit ausreichend Zeit fur ihre paddaaoaische

2. Stuttgart braucht mehr als nur Schlafplatze — mit welchen Landesférderprogrammen
wollen Sie Kommunen dabei unterstutzten, ,dritte Orte“ und quartiersbezogene
Begegnungszentren zu finanzieren, um der wachsenden sozialen Vereinsamung in
unseren Stadtteilen entgegenzuwirken?

Stadtebauférderung: Das Ministerium fir Landesentwicklung und Wohnen (MLW) stellt 270 Millionen
Euro bereit (davon 104 Millionen vom Bund). Foérderféhig sind MalRnahmen zur Starkung von Orts-
und Stadtzentren, inklusive Begegnungsstatten, Aufwertung offentlicher Raume und Aktivierung von
Brachen.

Nichtinvestive Stadtebauférderung zur Férderung des sozialen Zusammenhalts und der Integration in
Quartieren: Von Sportangeboten zur Sturzpravention tiber Birgerfeste, Nachbarschaftshilfe sowie
eine bedarfsgerechte Nahversorgung und Mittagstische bis hin zum Repair-Café, Spielangeboten fur
Kinder und dem Sprachkurs fiir Migrantinnen und Migranten — das Programm bietet Kommunen
vielféltige Moglichkeiten.

Die Landesstrategie Quartier 2030 hat als Hauptziel die alters- und generationengerechte
Quartiersentwicklung, um demografischen Herausforderungen zu begegnen: Kommunen erhalten
Unterstutzung bei bedarfsgerechten Angeboten in Wohnen, Nahversorgung, Begegnungsorten und
Infrastruktur, damit Menschen, besonders Altere, selbstbestimmt in inren Nachbarschaften leben und
gesellschaftlicher Zusammenhalt gestarkt wird. In dem Zusammenhang setzen wir uns auch fur
sogenannte Caring Communities ein, Gemeinschaften, in denen man sich umeinander kiimmert.

Wir wollen eine Strategie gegen Einsamkeit entwickeln und setzen auf die Einrichtung zentraler
Anlaufstellen. Sie sollen Menschen, die sich einsam fiihlen, Hilfe und Unterstiitzung anbieten.
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Wohnen

1. Ein spezifisches Hemmnis der Innenentwicklung ist die Stellplatzpflicht. Bei der
Aufstockung von Gebauden istder Nachweis zusatzlicher Stellplatze auf dem Grundstick
oft physisch unmoglich. Setzten Sie sich fur einen vollstandigen Verzicht der
Stellplatznachweispflicht bei Aufstockungen im Bestand ein, um Wohnraum nicht an
Auto-Stellplatzen scheitern zu lassen?

Wir haben uns bereits erfolgreich dafur eingesetzt, dass bei Aufstockungen im Bestand keine
weiteren Stellplatze herzustellen sind. Nach § 37 Abs. 3 S. 2 LBO gilt die Stellplatzpflicht nicht mehr
bei der Teilung von Wohnungen sowie bei Vorhaben zur Schaffung von zusatzlichem Wohnraum
durch Ausbau, Anbau, Nutzungsanderung, Aufstockung oder Anderung des Daches.

2. Kommunales Quartiersforderprogramm: Setzen Sie sich fur ein integriertes
Forderprogramm ein, das Wohnungsbau mit Erdgeschossnutzungen (Gewerbe, Kultur,
soziale Infrastruktur) kombiniert?

Wir setzen uns fiir lebendige Ortsmitten und Quartiere ein, in denen Wohnen, Arbeiten und Leben
Hand in Hand gehen. Auch unsere Foérderprogramme richten wir darauf aus.
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	Wirtschaft_1: Wir sehen das größte Entwicklungspotenzial in den Wirtschaftszweigen, in denen Baden-Württemberg bereits heute international stark ist und die zugleich auf wachsende Zukunftsmärkte ausgerichtet sind. Dazu zählen insbesondere industrielle Künstliche Intelligenz, Software und Robotik als zentrale Treiber moderner Produktion. Wertschöpfung entsteht zunehmend durch datenbasierte Geschäftsmodelle, intelligente Produktionsprozesse und vernetzte Systeme. Gleichzeitig setzen wir auf GreenTech als Wachstums- und Modernisierungsmotor. Energieeffizienz, erneuerbare Energien, Wasserstofftechnologien, Kreislaufwirtschaft und ressourcenschonende Produktionsverfahren sichern Wettbewerbsfähigkeit, senken Kosten und erschließen neue Exportmärkte. Ein weiterer Schwerpunkt liegt auf der Transformation der Automobil- und Zulieferindustrie sowie des Maschinenbaus. Wir stärken diese Schlüsselindustrien durch Innovation, Qualifizierung und neue Wertschöpfungsketten, damit industrielle Arbeitsplätze im Land erhalten und weiterentwickelt werden. Ergänzend sehen wir großes Potenzial in der Gesundheitswirtschaft und den Life Sciences sowie in Deep-Tech-Feldern mit langen Innovationszyklen, etwa in der Quantenforschung, der Biotechnologie und der Wasserstoffwirtschaft. Diese Bereiche verbinden wirtschaftliche Stärke mit gesellschaftlichem Nutzen und tragen langfristig zur Wohlstandssicherung bei.
	Wirtschaft_2: Wir fördern die Synergien zwischen Cyber Valley und IPAI, indem wir Forschungsexzellenz systematisch mit industrieller Anwendung und wirtschaftlicher Skalierung verbinden. Das Cyber Valley steht für internationale Spitzenforschung in der Künstlichen Intelligenz, das IPAI für praxisnahe Umsetzung und Transfer in die Wirtschaft. Wir verknüpfen diese Stärken gezielt und schaffen dauerhafte Kooperationsstrukturen mit Unternehmen, Start-ups und dem Mittelstand in der Metropolregion Stuttgart und darüber hinaus. Unser Fokus liegt darauf, KI schneller aus den Laboren in marktfähige Produkte, Prozesse und Dienstleistungen zu bringen. Dafür bauen wir Transferstrukturen aus, stärken Reallabore und Innovationsräume und erleichtern Unternehmen den Zugang zu Forschung, Daten und Testumgebungen. Gleichzeitig verbessern wir die Rahmenbedingungen für Gründungen und Wachstum, etwa durch besseren Zugang zu Risikokapital und verlässliche rechtliche Leitplanken beim Einsatz von KI. Mit einer klaren Technologiestrategie und gezielten Förderinstrumenten sorgen wir dafür, dass Cyber Valley und IPAI gemeinsam zu einem starken Innovations- und Wachstumsmotor werden, der Produktivität steigert, neue Arbeitsplätze schafft und die Wettbewerbsfähigkeit des Standorts Baden-Württemberg langfristig sichert.
	Verwaltung_und_Buerokratie_1: Wir setzen uns dafür ein, dass die Idee eines EU-Stacks, der im Bund in einem Deutschland-Stack mündet, zu einheitlichen IT-Standards im Sinne eines Baukastenprinzips führt. Bis dahin wollen wir die Verwaltungsdigitalisierung proaktiv und mit den bekannten EU- und Deutschlandstandards kompatibel vorantreiben. Dazu gehört selbstverständlich auch eine verlässliche finanzielle Ausstattung der Kommunen. 

Unser Ziel ist es, das mondernste, digitalste und wirkungsorientierteste Bundesland Deutschlands zu sein. Deshalb machen wir die Digitalisierung zur Chefsache und siedeln sie, ebenso wie den Bürokratieabbau und die Modernisierung des Staates, im Staatsministerium an. 


	Verwaltung_und_Buerokratie_2: Das Land ist den Kommunen in BW ein starker Partner. Angesichts der immensen finanziellen Herausforderungen vieler Kommunen haben wir aus dem Sondervermögen des Bundes ein milliardenschweres Hilfspaket geschnürt, das wir unkompliziert zur Verfügung stellen. Kein anderes Bundesland reicht einen so hohen Anteil des Sondervermögens an seine Kommunen weiter: 8,7 Mrd. €. 
Wir unterstützen die Kommunen zudem mit Landesgeldern: Im aktuellen Doppelhaushalt haben wir den kommunalen Finanzausgleich um 550 Mio. € erhöht und übernehmen bis 2030 im Schnitt 68% der Betriebskosten bei der Ganztagsbetreuung. Für die Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes und des Inklusionsausgleichsgesetzes unterstützen wir die Kommunen einmalig mit rund 175 Mio. €, bei den Schulbegleitungen an SBBZen mit 47 Mio. €. 
Klar ist aber: Wir müssen an die Strukturen ran. Wir setzen uns dafür ein, den Katalog der Pflichtaufgaben gemeinsam mit den Kommunen systematisch zu überprüfen. Zudem wollen wir den finanziellen Spielraum der Kommunen mit Instrumenten wie nachrangig rückzahlbaren Darlehen erweitern. 
Langfristig geht es nicht ohne eine dauerhafte Stärkung des Engagements des Bundes: Er muss die dringend notwendige Reformagenda zur Staatsmodernisierung umsetzen. Klar ist zudem: Wenn der Bund Gesetze mit finanziellen Folgen für die Kommunen beschließt, muss er auch die entsprechenden Gelder bereitstellen. Wir unterstützen zudem die Forderung der Kommunen nach einer Erhöhung des Gemeindeanteils an der Umsatzsteuer. 
	Verkehr_OEPNV_1: Ein moderner Bus- und Bahnverkehr macht den Um- und Einstieg leicht: Dichte Takte, zunehmend barrierefreie und komfortable Haltestellen, Bahnhöfe und Fahrzeuge sowie einfache Tarife sorgen für ein neues Mobilitätserlebnis. So wird Bus- und Bahnfahren zur echten Alternative - nicht nur in den Städten. 

Mit dem Mobilitätspass hat die grün-geführte Landesregierung den Kommunen und Städten ein Finanzierungsinstrument für mehr Bus- und Bahnverkehr sowie Tarifverbesserungen wie Sozialtickets an die Hand gegeben. Das werden wir weiter ausbauen. Der Mobilitätspass gibt den Kommunen die Möglichkeit, zusätzliche Einnahmen für den Ausbau von Bus und Bahn zu generieren. Vereinfacht gesagt: Wenn eine Stadt oder Region den Mobilitätspass einführt, kann sie eine Abgabe erheben, die direkt in besseren öffentlichen Personennahverkehr fließt. Daher ermöglicht der Mobilitätspass den Kommunen eine faire Finanzierung des Angebots und stärkt den Ausbau insbesondere in ländlichen Räumen. Mit den Einnahmen kann der ÖPNV auch in Zeiten knapper öffentlicher Haushalte stabilisiert und ausgebaut werden. Nun unterstützen wir die Einführung des Mobilitätspasses mit aller Kraft. Die Städte und Landkreise Baden-Württembergs bringen unterschiedlichste Voraussetzungen mit. Deshalb entwickeln wir den Mobilitätspass gemeinsam mit ihnen weiter, damit alle eine für die örtlichen Begebenheiten passende Variante wählen können – und so der öffentliche Verkehr im ganzen Land gezielt gestärkt werden kann.


	Verkehr_OEPNV_2: Das Landesstraßengesetz dient der Bereitstellung der öffentlichen Straßen zur Ermöglichung einer an den Bedürfnissen aller Mobilitätsgruppen ausgerichteten Nutzung des Verkehrsraums. Es soll zur Entwicklung einer leistungsfähigen, nachhaltigen und klimafreundlichen Mobilität beitragen und dabei die veränderten Mobilitäts- und Raumansprüche für die unterschiedlichen Verkehrsarten im öffentlichen Straßenraum berücksichtigen und ein hohes Maß an Verkehrssicherheit gewährleisten.

Mit dem Programm "MOVERS – Aktiv zur Schule" bündelt das Land Baden-Württemberg Maßnahmen für sichere und aktiv zurückgelegte Schulwege. Wir werden das interministerielle Landesprogramm fortsetzen. Es berät Schulen und Kommunen bei der Planung und Umsetzung von verschiedenen Bausteinen, die Kindern und Jugendlichen eine sichere und selbstaktive Mobilität ermöglichen.

Dies gelingt auf sicheren Schulwegen, ergänzt durch Schulstraßen und Schulzonen. Bürokratische, aufwändige Verfahren bei der Einrichtung von Schulstraßen oder bei anderen Maßnahmen wollen wir im Sinne einer lebenswerten Stadt reduzieren und vereinfachen. Dazu werden wir die Schulträger dabei unterstützen, schrittweise die Standorte auf ihre Eignung zu prüfen. Das Ministerium für Verkehr hat hierzu Ende Januar 2026 die vorbildliche Handreichung "Schulstraßen und Schulzonen in Baden-Württemberg erfolgreich umsetzen" veröffentlicht.


	Kultur_1: Kultur ist Teil der Menschlichkeit und essenziell für unser Zusammenleben, für unsere Freiheit, für unsere liberale Demokratie. 

Wir GRÜNE sorgen daher dafür, dass das Land ein verlässlicher Partner der Kunst und Kultur im Land bleibt. Das grün-geführte Kunstministerium hält den Landesanteil selbst dort stabil, wo Kommunen aktuell ihren Kofinanzierungsanteil kürzen. 

Mehr als 300 Einrichtungen in Baden-Württemberg werden von Land und Kommunen gemeinsam gefördert. Die gemeinsame Finanzierung unterliegt dabei unterschiedlichen Vereinbarungen. Den Landesanteil trotzdem stabil zu halten, ist ein Kraftakt. 

Um unsere Kulturorte langfristig zu erhalten und diese als bedeutende „Dritte Orte“ der Gesellschaft zu stärken, brauchen wir eine Sanierungsoffensive für Kunst- und Kulturbauten. 

Die kommunalen Haushalte entlasten wir  darüber hinaus beispielsweise über den höchsten Anteil des Sondervermögens aller Bundesländer, den wir den Kommunen überlassen. In der kommenden Legislaturperiode ist es eine der dringlichsten Aufgaben, die Kommunen nun auch dauerhaft zu entlasten. 

	Kultur_2: Ja, wir stehen selbstverständlich hinter den von uns gefassten Beschlüssen.
	Soziales_und_Bildung_1: Der Fachkräftemangel in Kitas und Schulen ist vor allem ein Strukturproblem. Viele qualifizierte Fachkräfte verlassen den Beruf oder reduzieren ihre Arbeitszeit wegen dauerhaft überlastender Arbeitsbedingungen. Qualität sichern heißt deshalb: Fachkräfte halten, entlasten und binden.
In der frühkindlichen Bildung können Maßnahmen wie PiA-Ausbildung und Direkteinstieg Kita Engpässe abfedern. Gleichzeitig braucht es strukturelle Verbesserungen, wie z.B.: 
- Faire Vergütung für Auszubildende und Zusatzkräfte sowie moderne Ausbildungscurricula
- Kindbezogener Fachkraft-Kind-Schlüssel, ausreichend Vor- und Nachbereitungszeiten, verlässlich finanzierte Leitungszeit und starke Stellvertretungen
- Multiprofessionelle Teams für Sprachbildung, Sozialarbeit, Inklusion und zusätzliche Verwaltungs- und Hauswirtschaftskräfte
Auch an Schulen ist Entlastung der Schlüssel: 
- Mehr Studienplätze und integrierte Bachelor-Studiengänge
- Steigerung der Attraktivität des Berufs, z.B. gerechte Bezahlung, Lebensarbeitszeitkonto, Onboarding-Tandems für Berufseinstieg
- Stärkung multiprofessioneller Teams
- Entlastung durch Modelle wie Lehrwerkstätten oder Praxissequenzen in der Ausbildung
- Entlastungen für Schulleitungen durch Bürokratieabbau, praxistaugliche Vorlagen,Verwaltungsassistenzen
Unser Ziel ist es, nicht die Standards zu senken, sondern Rahmenbedingungen zu schaffen, in denen Fachkräfte gerne und gesund arbeiten können, mit ausreichend Zeit für ihre pädagogische Kernaufgabe.
	Soziales_und_Bildung_2: Städtebauförderung: Das Ministerium für Landesentwicklung und Wohnen (MLW) stellt 270 Millionen Euro bereit (davon 104 Millionen vom Bund). Förderfähig sind Maßnahmen zur Stärkung von Orts- und Stadtzentren, inklusive Begegnungsstätten, Aufwertung öffentlicher Räume und Aktivierung von Brachen.

Nichtinvestive Städtebauförderung zur Förderung des sozialen Zusammenhalts und der Integration in Quartieren: Von Sportangeboten zur Sturzprävention über Bürgerfeste, Nachbarschaftshilfe sowie eine bedarfsgerechte Nahversorgung und Mittagstische bis hin zum Repair-Café, Spielangeboten für Kinder und dem Sprachkurs für Migrantinnen und Migranten – das Programm bietet Kommunen vielfältige Möglichkeiten.

Die Landesstrategie Quartier 2030 hat als Hauptziel die alters- und generationengerechte Quartiersentwicklung, um demografischen Herausforderungen zu begegnen: Kommunen erhalten Unterstützung bei bedarfsgerechten Angeboten in Wohnen, Nahversorgung, Begegnungsorten und Infrastruktur, damit Menschen, besonders Ältere, selbstbestimmt in ihren Nachbarschaften leben und gesellschaftlicher Zusammenhalt gestärkt wird. In dem Zusammenhang setzen wir uns auch für sogenannte Caring Communities ein, Gemeinschaften, in denen man sich umeinander kümmert.

Wir wollen eine Strategie gegen Einsamkeit entwickeln und setzen auf die Einrichtung zentraler Anlaufstellen. Sie sollen Menschen, die sich einsam fühlen, Hilfe und Unterstützung anbieten.


	Wohnen_1: Wir haben uns bereits erfolgreich dafür eingesetzt, dass bei Aufstockungen im Bestand keine weiteren Stellplätze herzustellen sind. Nach § 37 Abs. 3 S. 2 LBO gilt die Stellplatzpflicht nicht mehr bei der Teilung von Wohnungen sowie bei Vorhaben zur Schaffung von zusätzlichem Wohnraum durch Ausbau, Anbau, Nutzungsänderung, Aufstockung oder Änderung des Daches.
	Wohnen_2: Wir setzen uns für lebendige Ortsmitten und Quartiere ein, in denen Wohnen, Arbeiten und Leben Hand in Hand gehen. Auch unsere Förderprogramme richten wir darauf aus.


